
 
 

Kein Widerrufsrecht der Zustimmung zur Mieterhöhung 

 

 

Wenn der Vermieter eine Mieterhöhung nach den gesetzlichen Vorschriften 

geltend macht, sollte er zugleich eine vorbereitete Zustimmungserklärung 

für den Mieter beilegen. 

Wenn der Mieter diese Erklärung unterschreibt, kann er sie nicht später 

widerrufen. 

Das hat der Bundesgerichtshof in seinem Urteil vom 17. Oktober 2018, VIII ZR 

94/17, bestätigt. 

Eine Ausnahme besteht nur dann, wenn die Unterschrift im Rahmen des 

Haustürwiderrufsgesetzes widerrufen werden kann. 

Zahlt der Mieter dreimal die Mieterhöhung, hat er diese ebenfalls akzeptiert. 


